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Dies geht aus einer Pressekonfe-
renz hervor, die gestern im Sitz
des Syvicol stattfand und wäh-
rend der Dan Kersch, aktueller
Präsident des Syndikats der Lu-
xemburger Gemeinden Syvicol
und Bürgermeister von Monne-
rich, unter anderem die schnelle
Abschaffung der Distrikt-Kom-
missariate forderte.

Noch vor der politischen Som-
merpause wollten die Gemein-
den die Regierung mit ihren For-
derungen vertraut machen, damit
im Herbst Lösungen gefunden
werden können, so Kersch, der
gleich mit einem aktuellen Bei-
spiel erklärte, wie schwierig die
aktuellen Prozeduren für die
Kommunen sind: Im Oktober
2009 erreichte die Gemeinden
ein Rundschreiben des Innenmi-
nisteriums, das besagte, die Ge-
meindetaxen müssten künftig die
Kosten der entsprechenden
Dienstleistungen decken.

So sollte das Wasser den Bür-
gern ab 1. Januar zu einem kos-
tendeckenden Preis verkauft
werden.

Für viele Gemeinden war die
Frist von weniger als drei Mona-
ten zu kurz zur Umsetzung, an-
dere schafften es, neue Preise zu
berechnen, und berücksichtigten
diese bei der Aufstellung des
Haushaltes 2010.

Allerdings warten diese Kom-
munen immer noch auf einen Be-
scheid des Innernministeriums,
ob sie diese Preise denn nun an-

wenden dürfen, was zu erhebli-
chen Differenzen in den Haus-
haltsplänen führen kann.

Doch auch auf zahlreichen an-
deren Gebieten fühlen die Ge-
meinden sich allzu sehr bevor-
mundet und möchten weniger
abhängig vom Innenministerium
sein.

Distrikt-Kommissariate
schließen

Die administrative Vormund-
schaft („Tutelle administrative“)
geht dem Syvicol nicht nur zu
weit; sie entspreche auch nicht
der europäischen Charta der lo-
kalen Autonomie. Es gebe einen

parteiübergreifenden Konsens zu
dieser Frage; nur bei der Umset-
zung hapere es.

So gebe es keinen Grund, die
Distrikt-Kommissariate weiter
bestehen zu lassen, so Kersch,
der fordert, dass die Kommissare
und Beamten im Innenministeri-
um, die mit kafkaesken Kontrol-
laufgaben betraut sind, anders
und besser einzusetzen. Etwa um
die Wartezeiten (siehe oben) zu
verkürzen.

So geht das Mitspracherecht
des Innenministeriums bei Perso-
nalangelegenheiten den Gemein-
den viel zu weit. Die Schaffung
von neuen Stellen, Ersatz bei län-
geren Fehlzeiten des Gemeinde-
sekretärs- oder Einnehmers, pro-
visorische Ernennungen, Festle-

gung der Löhne der Privatbeam-
ten und Gemeindearbeiter,
Schaffung von Halbtagsjobs
seien alles Angelegenheiten, bei
denen die Gemeinden kein Ein-
verständnis des Ministeriums
brauchen würden.

Genehmigungen
für Kleinigkeiten

Auch andere kommunale Tätig-
keiten, die immer noch das Ein-
verständnis des Innenministeri-
ums brauchen, könnten ohne
dieses auskommen, so Kersch.

Beispiele sind die Präsenzen im
Gemeinderat, der Ort der Ge-
meinderatssitzung, die Entschä-

digungen, die Modifizierung des
Rangs der Schöffen ...

Auch bei den Gemeindefinan-
zen fordert das Syvicol mehr Un-
abhängigkeit.

Durch Gesetze, die bereits im
Vorfeld so geschrieben werden,
dass die Gemeinden nicht mit
Mehrarbeit belastet werden, und
eine durch Standardisierung der
Prozeduren könne der zuneh-
menden administrativen Belas-
tung der Gemeindedienste Ein-
halt geboten werden.

Jedes neue Gesetz sollte des-
halb einen Anhang mit den Aus-
wirkungen auf die Gemeinden
haben.

Das Prinzip „silence vaut ac-
cord“ sollte auch für die Verbin-
dungen zwischen Staat und Ge-
meinden gelten. Die Prinzipien
von Proportionalität und Subsi-
diarität sollten außerdem ange-
wandt werden.

Schließlich soll verstärkt auf
elektronische Kommunikations-
mittel gesetzt werden; eigentlich
eine Selbstverständlichkeit im
frühen dritten Jahrtausend.

Gemeinden wollen weniger Kontrolle
Syvicol zur Vereinfachung der Verwaltungsabläufe

Der Verwaltungshengst wie-
hert gar heftig im Lande Lu-
xemburg und die Regierung,
die dies verstanden hat, hat
sich die Vereinfachung der
Prozeduren zum Ziel gemacht.
Auch die Gemeinden fühlen
sich durch unnötige adminis-
trative Schritte und überflüssi-
ge und anachronistische Ver-
waltungsschritte belastet und
möchten neben den Bürgern
und den Unternehmen von der
„simplification administrative“
profitieren.

Robert Schneider
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Dan Kersch und Paul Weidig, Präsident und Vizepräsident der Luxemburger Gemeinden

Hauptredner der Veranstaltung,
die Bestandteil der vorbereiten-
den Arbeiten für einen entspre-
chenden Abschlussbericht der
internationalen Vereinigung der
Wirtschafts- und Sozialräte
(AICESIS) ist, war Josep Borrell,
Präsident des „Institut universi-
taire européen de Florence“.

Unter dem Motto „Die Mes-
sung der sozialen Entwicklung –
ein langer Weg vom BIP zur Mes-
sung des Fortschritts“ erinnerte
er an die Resultate der Stiglitz-
Untersuchung.

Krisen bieten
Chancen

Der Rahmen der nationalen
Buchführungen soll durch die In-
betrachtnahme der öffentlichen
Dienste verbessert werden, das

Einkommen der Haushalte soll
eine wichtigere Rolle spielen als
die Produktionszahlen, es soll
nicht zu stark auf die Durch-

schnittswerte geachtet werden,
um bessere Informationen über
Ungleichgewichte zu bekommen,
und das statistische Material über

Lebensqualität und Nachhaltig-
keit soll genauer werden.

In Krisenzeiten, so Borrell, ge-
be es eine Tendenz, sich auf das
Wachstum des Bruttoinlandspro-
duktes zu konzentrieren, aber die
Krisen böten auch die Gelegen-
heit, andere Faktoren und Indi-
katoren genauer zu betrachten.
Beispiele sind der soziale und
wirtschaftliche Zusammenhalt in
Gesellschaften und die wachsen-
den Ungleichheiten in und zwi-
schen Gesellschaften.

Neue Instrumente würden zu
diesem Zweck gebraucht und der
Redner nannte einige wissen-
schaftliche Beispiele hierfür, wie
den „Gini“-Koeffizienten, der die
Ungleichheiten beim Einkom-
men misst.

Beschäftigungsminister Nico-
las Schmit stieß zum Mittagessen
zu dem Seminar und referierte
kurz über die Notwendigkeit
neuer Messinstrumente.

Heute wird ein Rundtischge-
spräch mit Nachhaltigkeitsminis-
ter Claude Wiseler, dem ehemali-
gen Präsidenten des Wirtschafts-
und Sozialrates Lucien Thiel und
dem Rektor der Universität Lu-
xemburg, Dr. Prof. Rolf Tarrach,
stattfinden.

Das Seminar dauert noch bis
zum Freitag dieser Woche an.

r.s.

Wirtschafts- und Sozialrat: Die Frage der Messung des Wohlbefindens und der Entwicklung

Wie sehen verschiedene Staaten die Fortschrittsindikatoren?
Spätestens seit dem Stiglitz-
Bericht von Januar 2008 ist
die Messung des Wohlbefin-
dens durch andere Instrumen-
te als das Bruttosozialprodukt
ein Thema. Gestern fand auf
Einladung des Wirtschafts-
und Sozialrates ein Seminar zu
der Frage in den Räumen des
Wirtschafts- und Sozialrates
statt.
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Die ganze Woche werden die Teilnehmer am Seminar sich mit
alternativen Messinstrumenten zum Wohlbefinden in einer Ge-
sellschaft beschäftigen

AmRande der gestrigen
Pressekonferenz stellte
das Syvicol seinen neuen
Internet-Auftritt vor.
Unterwww.syvicol.lu sind
zahlreiche interessante In-
formationen über die Lu-
xemburger Gemeinden zu
finden, Aktuelleswird be-
handelt, die Kommunikati-
onmit denGemeinden
wird erleichtert und die di-
versen Stellungnahmen
desGemeindesyndikates
sind hier zu finden.
So auch die aktuelle Stel-
lungnahme zur adminis-
trativen Vereinfachung.

Übersicht
im Internet

Die Jungsozialisten zeigen sich in
einer Pressemitteilung „entsetzt“
über die Art und Weise, wie die
Reform der staatlichen Hilfen für
Studierende von Hochschulmi-
nister François Biltgen durchge-
zogen wurde. Es gebe Unklarhei-
ten und Mängel; die Vorbereitun-
gen zum entsprechenden Geset-
zesprojekt seien konfus.

Das Ziel sei nicht klar, die Zah-
len widersprüchlich, die Auswir-
kungen auf die Familien nicht ge-
nügend untersucht und die Aus-
wirkungen auf die Staatsfinanzen
nicht transparent.

Der Hochschulminister habe
außerdem die Stellungnahmen
der Studentenvertreter weitge-
hend ignoriert. Der Aspekt der
sozialen Gerechtigkeit sei in dem
neuen Gesetz nicht gegeben,
auch wenn der Minister es anders
darstellen möchte, so die Jungso-
zialisten. Beschämend sei die
Tatsache, dass die Einsparungen
besonders die Grenzgänger tref-
fen. Die Parteijugend begrüßt al-
lerdings die Einführung eines
Grundeinkommens für Studie-
rende.

Studienbeihilfen

Jusos geben
Minister
„eng Datz“


